
Sehr geehrte Leserinnen,
sehr geehrte Leser,

die letzte Plenarsitzung des Land-
tags im Dezember war besonders 
lang und arbeitsreich. Drei Tage 
dauerten die Beratungen – vor 
allem, weil es den Doppelhaushalt 
2008/2009 zu verabschieden galt. 
Dieser Haushalt setzt den finan-
ziellen Rahmen für die nächsten 
zwei Jahre. Die Abgeordneten hat-
ten über Ausgaben von mehr als 
9 Milliarden Euro pro Haushalts-
jahr zu entscheiden. Kein Wun-
der also, dass dieses umfangreiche 
Zahlenwerk sowohl im Haushalts- 
und Finanzausschuss als auch im 
Plenum intensiv beraten wurde. 
 Aber nicht nur der Haushalt sorgte 
für Diskussionen. Auch um die 
Ausgestaltung des Nichtraucher-
schutzes im Freistaat wurde bis zu-
letzt gerungen. Das neue Gesetz, 
das zum 1. Juli 2008 wirksam wird, 
hat unmittelbare Auswirkungen 
auf den Alltag in unserem Land. 
In öffentlichen Gebäuden wer-
den Nichtraucher künftig deutlich 
besser vor den gesundheitlichen 
Gefahren des Passivrauchens ge-
schützt sein. Die Übergangsfrist 
erlaubt es allen Verantwortlichen, 
insbesondere den Gastronomen, 
sich auf die neue Regelung vorzu-
bereiten.
In dieser letzten Ausgabe des Jah-
res 2007 möchte ich Ihnen, den 
Leserinnen und Lesern des Land-
tagskuriers, für Ihr Interesse an der 
Landespolitik danken. Ich hoffe, Sie 
werden auch im kommenden Jahr 
die Arbeit des Parlaments verfol-
gen. Für 2008 wünsche ich Ihnen 
alles erdenklich Gute!

Ihre 

Prof. Dr. Dagmar Schipanski
Landtagspräsidentin
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Aus dem Plenum

THÜRINGER 
LANDTAGSKURIER

Zum ersten Mal seit der Wieder-
gründung des Freistaats Thü-
ringen hat der Landtag einen 
Haushalt ohne neue Schulden 
verabschiedet. Der Doppeletat, 
der im Dezemberplenum mit 
den Stimmen der CDU-Frak-
tion beschlossen wurde, sieht 
für 2008 Einnahmen und Aus-
gaben in Höhe von jeweils rund 
9,19 Milliarden Euro vor, für 
2009 sind es jeweils 9,27 Milli-
arden. Gegenüber 2007 steigen 
die Ausgaben somit an.  
In der Debatte verwiesen Mi-
nisterpräsident Dieter Althaus 
und Finanzministerin Birgit 
Diezel (beide CDU) darauf, dass 

Ab 1. Juli 2008 wird in Thürin-
gen ein Rauchverbot in öffent-
lichen Gebäuden gelten. Der 
Landtag stimmte nach leb-
hafter Diskussion einem ent-
sprechenden Gesetzentwurf 
der Landesregierung zu, nahm 
jedoch einige Änderungen da-
ran vor. Künftig gilt, dass in Be-
hörden, Krankenhäusern, Er-
ziehungs-, Bildungs- und Kul-
tureinrichtungen, Sportstät-
ten, öffentlich zugänglichen 
Vereins- und Gemeindehäu-
sern sowie Gaststätten nicht 
mehr geraucht werden darf. 
Gaststätten können aller-
dings Raucherräume einrich-
ten, falls diese baulich von 
den normalen Gastzimmern 

Doppelhaushalt 2008/2009 verabschiedet

Landtag beschließt Rauchverbot
getrennt und speziell gekenn-
zeichnet sind. Auch in den Ne-
benräumen von Diskotheken 
darf weiterhin geraucht wer-
den, sofern sich dort keine 
Tanzflächen befinden. Eben-
falls zulässig sind Raucherräu-
me in Behörden. Bei Verstö-
ßen gegen das Gesetz drohen 
Geldstrafen bis zu 200 Euro 
für Raucher und bis zu 500 
Euro für Gastwirte. 
Ziel der neuen Regelung ist es, 
Nichtraucher besser vor dem 
gesundheitsschädlichen Pas-
sivrauchen zu schützen. Wäh-
rend die Befürworter des Ge-
setzes einen Rückgang bei vie-
len nikotinbedingten Erkran-
kungen erwarten, befürchten 

die Kritiker existenzgefähr-
dende Umsatzeinbußen in 
der Gastronomie. Bei der Ab-
stimmung verlief die Grenze 
zwischen Fürsprechern und 
Gegnern quer durch die Frak-
tionen. Das Thüringer Nicht-
raucherschutzgesetz wurde 
schließlich mit 40 zu 33 Stim-
men angenommen. 

Die Vorsitzenden der Fraktionen beim Schlagabtausch im Plenum
v.l.n.r.: Christine Lieberknecht (CDU), Dieter Hausold (DIE LINKE), Christoph Matschie (SPD)

www.thueringer-landtag.de

die Konsolidierung des Haus-
halts hart erarbeitet worden sei. 
Die konsequenten Sparmaß-
nahmen, etwa durch den Stel-
lenabbau in der Landesverwal-
tung, trügen Früchte. Trotz des 
Konsolidierungskurses wür-
den Gestaltungsspielräume ge-
nutzt, um das Land zukunftsfä-
hig zu machen, so durch Mehr-
ausgaben für Familien und Bil-
dung. Althaus sprach sich für 
ein Neuverschuldungsverbot 
in der Landesverfassung aus 
und kündigte an, die Schulden 
des Freistaats in Höhe von rund 
15,8 Milliarden Euro schrittwei-
se abbauen zu wollen. 

Dieter Hausold, Chef der Frak-
tion der LINKEN,  bezeichne-
te den Etat als einen „Haus-
halt der verpassten Chancen“. 
Er trage nichts dazu bei, bes-
sere Bedingungen für Familien 
zu schaffen oder die Abwande-
rung junger Menschen zu ver-
hindern. Der Haushalt weise 
eine soziale Schieflage auf, ob-
wohl die Schere zwischen Arm 
und Reich immer weiter aus- 
einander klaffe. Christoph Mat-
schie (SPD) kritisierte, dass die 
Landesregierung eine Sparpo-
litik auf Kosten der Kommunen 
betreibe. Zudem sei es maß-
geblich die gute Konjunktur 
und der sich hieraus ergebende 
Anstieg der Steuereinnahmen, 
von dem die Regierung profi-
tiere. CDU-Fraktionsvorsitzen-
de Christine Lieberknecht warf 
der Opposition vor, die Zustän-
de im Freistaat schlecht zu re-
den. Der Aufschwung komme 
bei den Menschen an, was 
nicht zuletzt der deutliche An-
stieg sozialversicherungspflich-
tiger Beschäftigungsverhält-
nisse zeige. Diese Entwicklung 
spiegle sich auch im Doppel-
haushalt 2008/2009 wider.  



schutz.“ Der Vollzug habe auch 
die Aufgabe, die Allgemeinheit 
vor weiteren Straftaten zu schüt-
zen. Festgeschrieben wird in dem 
Gesetz außerdem der Grundsatz 
der Einzelunterbringung wäh-
rend der Ruhezeiten, die dem 
Schutz der Gefangenen vor wech-
selseitigen Übergriffen dient. 

Die CDU-Fraktion 
im Thüringer Landtag
Pressestelle
Tel.: 0361  37 72206
Fax: 0361  37 72520
www.thl-cdu.de

CDU

AktuellesAusstellungen

www.thueringer-landtag.de

Der Erfurter Bürgerwald am Roten 
Berg ist erneut gewachsen: Land-
tagspräsidentin Prof. Dr. Schipan-
ski pflanzte am 30. November einen 

Baum, der das Gütesiegel für Umwelt-
freundlichkeit symbolisiert, mit dem 
der Thüringer Landtag ausgezeich-
net wurde. Der Landtag ist das erste 
Parlament in Deutschland, das sich 
beim betrieblichen Umweltvorsorge-
programm „Ökoprofit“ unter die Lupe 
nehmen lässt, und die einzige oberste 
Landesbehörde des Freistaats. Voraus-
setzung für die Verleihung des Gütesi-
egels sind umfangreiche Energie- und 
Ressourceneinsparungen.

Fotoausstellung zeigt Pflegealltag

Am 5. Dezember eröffneten 
Landtagspräsidentin Prof. Dr. 
Dagmar Schipanski und Sozial-
minister Dr. Klaus Zeh eine Fo-
toausstellung zum Arbeitsall-
tag beruflich Pflegender. Im 
Rahmen des Projekts „24 Stun-
den Pflege“ hatten fünf Absol-
venten des Fernstudiengangs 
Pflege/Pflegemanagement an 
der Fachhochschule Jena un-
ter Leitung von Prof. Dr. Erich 

Glasschmuck und Spielzeug aus Südthüringen im Landtag zu bewundern

Kreatives, farbenfrohes Spiel-
zeug und Lauschaer Glas-
schmuck verliehen dem 
Landtag im Dezember 
eine vorweihnachtliche 
Stimmung. Bei den Ex-
ponaten handelte es 
sich um Arbeiten ange-
hender Spielzeuggestal-
ter und Glasbläser, die an 
der  Staatlichen Berufs-
bildenden Schule Son-
neberg – an der auch die 
Fachschule für Spielzeugge-
staltung beheimatet ist – ihre 
Ausbildung absolvieren.  Bei 

Landtag ist Ökoprofit-
Betrieb 2007

Schäfer eine wissenschaft-
liche Studie zu Problemen in 
der beruflichen Pflege erarbei-
tet und die Ausstellung konzi-
piert, die den Pflegealltag an-
schaulich machen soll. Die Fo-
tos nahm eine Studentin des 
Studiengangs Mediengestal-
tung der Bauhaus-Universität 
Weimar auf.  
Prof. Schipanski würdigte die 
herausragende Arbeit der be-

ruflich Pflegenden. In Deutsch-
land wisse man noch zu wenig 
Bescheid über die Vielfalt des 
Pflegeberufs und dessen be-
sondere Herausforderungen. In-
sofern leiste die Ausstellung ei-
nen wichtigen Dienst.

Zu sehen ist sie bis zum 14. Ja-
nuar 2008, Montag bis Freitag, 
von 8.00 bis 17.00 Uhr. Der Ein-
tritt ist frei.

der Ausstellungseröffnung am 
28. November würdigten Land-

tagspräsidentin Prof. Dr. Dag-
mar Schipanski und Sonne-
bergs Landrätin Christine Zitz-

mann den Erfindungsreichtum 
der jungen Talente. Schulleiter 
Jürgen Frieß informierte das 
Publikum über die Inhalte der 
deutschlandweit einmaligen 
Ausbildung. Die Spielwaren-
produktion in Sonneberg und 
das Glasbläserhandwerk in 
Lauscha blicken auf eine lange 
Tradition zurück.

Die  Ausstellung ist bis zum 
6. Januar 2008, 
Montag bis Freitag, 
von 8.00 bis 17.00 Uhr zu sehen.
Der Eintritt ist frei.

Jugendstrafvollzug konsequent am Erziehungsgedanken ausgerichtet
„Mit dem neuen Thüringer Ju-
gendstrafvollzugsgesetz ha-
ben Landesregierung und CDU-
Fraktion die Voraussetzungen 
für einen humanen, zeitge-
mäßen und konsequent am Er-
ziehungsgedanken ausgerich-
teten Jugendstrafvollzug ge-
schaffen“. Das hat die justizpo-
litische Sprecherin der Fraktion, 
Marion Walsmann, anlässlich 
der Verabschiedung des Ge-
setzes am 13. Dezember erklärt.
Wie Walsmann hervorhob, „soll 
das Gesetz die jungen Gefan-
genen zu einem Leben ohne 
Straftaten in sozialer Verant-
wortung befähigen. Das ist zu-
gleich der nachhaltigste Opfer-

Wesentlich erweiterte Informationsansprüche gegenüber Behörden

Die Bürgerinnen und Bürger 
Thüringens haben zukünftig 
einen wesentlich erweiterten 
Informationsanspruch gegen-
über den Behörden im Land. 
Das ist im neuen, von der CDU-
Landtagsfraktion vorgelegten 
Thüringer Informationsfrei-
heitsgesetz geregelt, dem das 

Landesparlament im Dezember 
zugestimmt hat.
Wie die stellvertretende Vorsit-
zende der Fraktion, Evelin Groß, 
im Plenum erläuterte, folgt der 
Gesetzentwurf den Regelungen 
des Bundes und der Hansestadt 
Hamburg, weicht in einigen 
Punkten aber davon ab. Zugang 

zu Informationen sollen natür-
liche Personen haben, die Bür-
ger der Europäischen Union 
sind, oder juristische Personen 
und Personenvereinigungen, 
die in der Staatengemeinschaft 
ihren Sitz haben. Der Informati-
onsanspruch betrifft prinzipiell 
alle Behörden auf kommunaler 

und Landesebene und sonstige 
juristische Personen des öf-
fentlichen Rechts, die der Auf-
sicht des Landes unterstehen. 
Zu den wenigen Ausnahmen 
gehören Gerichte, Staatsan-
waltschaften und Notare, der 
Datenschutzbeauftragte und 
der Bürgerbeauftragte.

Großer Wert wird auf die schu-
lische und berufliche Bildung 
gelegt. „Die Gefangenen sol-
len zu einem qualifizierten Bil-
dungsabschluss vorbereitet 
werden. Nur so hat ein Neuan-
fang nach der Haft eine echte 
Chance“, so die Justizpolitike-
rin. Dem Übergang in ein straf-
freies Leben dienen weitere Be-
stimmungen. So wird die mo-
natliche reguläre Besuchszeit 
auf vier Stunden erhöht und 
das so genannte Übergangs-
management neu geregelt. 
Die Jugendstrafanstalten sol-
len rechtzeitig vor der Entlas-
sung unter anderem die Be-
währungshilfe und andere In-

stitutionen in die Vollzugs- und 
Entlassungsplanung mit einbe-
ziehen. 
Walsmann abschließend: „Wir 
haben die gute Gelegenheit, 
das neue Gesetz demnächst in 
einer neuen Jugendstrafvoll-
zugsanstalt in Arnstadt/Rudis-
leben anzuwenden. Die Arbei-
ten an der Anstalt werden Ende 
2008 beginnen und voraus-
sichtlich 2011 abgeschlossen.“



SPD
Die SPD-Fraktion 
im Thüringer Landtag

Pressestelle
Tel.:  0361  37 72365
Fax: 0361  37 72417
www.spd-thl.de

DIE LINKE. Fraktion 
im Thüringer Landtag
Pressestelle
Tel. : 0361  37 72293
Fax: 0361  37 72321
www.die-linke-thl.de

www.thueringer-landtag.de

Abgeordnete spendeten 500.000 Diäten-Euro

Im Flur der Landtagsfraktion 
der LINKEN ist noch bis zum 
30. Januar die Ausstellung  „Au-
schwitz mahnt – wir müssen 

etwas tun“ zu sehen. Schüler 
der Leistungskurse Geschichte 
12 des Zella-Mehliser Heinrich-
Erhardt-Gymnasiums und des 
Staatlichen Gymnasiums Suhl 
(im Foto bei der Ausstellungs-
eröffnung) haben ihre Eindrü-
cke von Projektfahrten nach 
Auschwitz und Theresienstadt 
bildnerisch verarbeitet.

„Auschwitz mahnt – wir 
müssen etwas tun“

Zensur in der Schule? Motivation zum Lernen braucht keine Noten

SPD-Fraktion will bessere Seniorenpolitik 
Eckardt:  Mit Seniorenförderplänen Mitwirkung alter 
Menschen in Kommunen stärken 

Über die künftigen Schwer-
punkte in der Seniorenpolitik 
der SPD-Landtagsfraktionen 
sprach David Eckardt im Rah-
men des Jahresseminars der 
Landesseniorenvertretung Thü-
ringen.
„Wir wollen die Interessen der 
Senioren in einem Senioren-
mitwirkungsgesetz festschrei-
ben“, sagte Eckardt. Senioren 
seien Experten in eigener Sa-
che und müssten im Vorfeld der 
für sie relevanten politischen 
Entscheidungen stärker einge-
bunden werden. Außerdem sol-
len kommunale Seniorenförder-
pläne erstellt werden, die über 
eine Planung des Pflegebe-
darfs weit hinausgehen und die 
Grundlage für einen Landesse-
niorenförderplan bilden. „Da-
bei geht es vor allem auch da-
rum, Angebote der offenen Se-
niorenpolitik zu stärken – z.B. 
Begegnungsstätten, Möglich-
keiten gesellschaftlicher Teil-

Bei einem lyrisch-musika-
lischen Abend hat der SPD-
Landtagsabgeordnete Hans-
Jürgen Döring (mit der Lyrikerin 
Gisela Kraft bei der Lesung) am 
Rande des Dezember-Plenums 
der Öffentlichkeit seinen er-
sten eigenen Lyrikband vorge-
stellt. Er trägt den Titel „thea-
trum mundi“ und ist in der Edi-
tion Ornament im Quartus-Ver-
lag erschienen. Döring, der von 
Beruf Lehrer ist und seit 1990 
im Thüringer Landtag sitzt, 
hat seine Gedichte bislang vor 
allem in Anthologien und Zeit-
schriften veröffentlicht. Heute 

Döring stellte Lyrik vor

habe und Förderung von Initia-
tiven der Nachbarschafts- und 
Selbsthilfe“, so Eckardt. In Zu-
kunft werde dabei auch das En-
gagement Ehrenamtlicher eine 
noch wichtigere Rolle spielen. 
Eckardt sagte dazu: „Ehrenamt 
braucht Hauptamt und Ehren-
amt braucht vor allem Sicher-
heit. Deshalb wollen wir haupt-
amtliche Strukturen, die ehren-
amtliches Engagement koordi-
nieren und unterstützen, schaf-
fen.“ Nur durch verstärkte eh-
renamtliche Gefüge werde man 
auch in Zukunft – besonders 
im ländlichen Bereich – ausrei-
chende Begegnungs-, Hilfs- und 
Unterstützungsangebote si-
chern können. Die Landes-
politik müsse endlich struktu-
relle und finanzielle Rahmen-
bedingungen für eine auch in 
Zukunft gesicherte Versorgung 
aller älteren Bürger mit vielfäl-
tigen kulturellen und unterstüt-
zenden Angeboten schaffen.

ist er in Thüringen und darüber 
hinaus vor allem als Mitstreiter 
des „Literarischen Quintetts“ 
bekannt, dem neben ihm die 
Thüringer Autoren Matthias 
Biskupek, Landolf Scherzer, Dr. 
Martin Straub und Frank Qui-
litzsch angehören.

500.000 Euro haben die 
Landtagsabgeordneten der 
LINKEN, zuvor der PDS, seit 
Bestehen des Vereins Alter-
native 54 an gemeinnützige 
Projekte und Initiativen in 
Thüringen gespendet. Die 
Gelder kommen aus den Di-
ätenerhöhungen, die nach 
einem, in Arktikel 54 der 
Thüringer Verfassung fest-

Vor dem Hintergrund des Schul-
gesetzentwurfs der Thüringer 
LINKEN hat die Landtagsfrakti-
on auf einer Fach-
konferenz über             
„Noten und Bewer-
tung in der Schule“ 
beraten. Petra Neu-
mann vom Transfer-
zentrum für Neu-
rowissenschaften 
und Lernen an der 
Universität Ulm (im 
Foto am Pult) wies 
anschaulich nach, 
dass jeder Mensch von Anfang 
an lernmotiviert ist. Dabei sei 

die Note zwar ein Mittel der 
Rückmeldung, doch bei weitem 
nicht das Beste. Axel Backhaus 

vom Fachbereich Pädagogik und 
Psychologie der Universität Sie-

gen zeigte anhand einer reprä-
sentativen Studie: es gibt kei-
nen Nachweis dafür, dass Zen-
suren für das Lernen notwen-
dig sind. 

Den Praxisbeweis lieferten die 
Schulleiterinnen der Franz-von-
Assisi-Schule Ilmenau, Kerstin 
Beyer und Bettina Weise, mit 
der Vorstellung des Modells ih-
rer Bewertungen. Diese sind na-
türlich aufwändiger und for-
dern ein hohes Maß an Kom-
munikation, doch die Freude am 
Lernen ist weitaus größer und 
die Effekte sind nachhaltiger.

gelegten Automatismus ge-
zahlt werden. Die Landtags-
fraktion der PDS hatte 1995 
dagegen vor dem Thürin-
ger Verfassungsgerichtshof 
geklagt. Dabei war sie un-
terlegen, gründete aber die-
sen besonderen Abgeord-
netenverein, um die zusätz-
lichen Diäten dort zu spen-
den, wo es an anderer För-

derung fehlt. Die Alterna-
tive 54 hat sich inzwischen 
landesweit einen guten Na-
men gemacht, die Liste der 
Empfänger ist lang, zumeist 
sind es Vereine, die ehren-
amtlich tätig sind, z.B. in der 
Kinder- und Jugendbetreu-
ung, im Kulturbereich, bei 
der Seniorenarbeit oder im 
Sport.



Die Bürgerbeauftragte
des Freistaats Thüringen
Tel.: 0361   37  71871 
Fax: 0361   37  71872
E-Mail: 
buergerbe@bueb.thueringen.de
www.bueb.thueringen.de

Die Landesbeauftragte für die 
Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes der  
ehemaligen  DDR
Tel.: 0361  37  71951 
Fax: 0361  37  71952
E-Mail : 
tlstu@t-online.de
www.thueringen.de/tlstu

Der Landesbeauftragte für den 
Datenschutz
Tel. : 0361  37  71900
Fax: 0361  37  71904
E-Mail:    
poststelle@datenschutz.thue-
ringen.de
www.datenschutz.thueringen.de

Die Landesbeauftragten
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Hinweise
zur Bestellung des 
Landtagskuriers

Der Landtagskurier erscheint 
monatlich in Form eines 
Newsletters. 

Der Bezug ist kostenfrei so-
wohl über den Postweg als 
auch über E-Mail (als pdf-Da-
tei) möglich. 

Wenn Sie den Landtags-
kurier bestellen möchten, 
schreiben Sie uns eine 

E-Mail:   
Pressestelle@
Landtag.Thueringen.de

oder rufen Sie uns an: 

Telefon:      0361  37  72006

Die BürgerbeauftragteDie Beauftragte für  die
Stasiunterlagen

Der Datenschutz-
beauftragte

Im Rahmen der Diskussion zum 
Thüringer Informationsfreiheits-
gesetz war zu entscheiden, wie die 
Dienststelle der Bürgerbeauftrag-
ten aufgrund ihres gesetzlichen 
Auftrages betroffen ist.
Ich begrüße die Entscheidung des 
Thüringer Landtags, den Bürger-
beauftragten vom Anwendungs-
bereich des Informationsfreiheits-
gesetzes herauszunehmen und 
möchte dies begründen.
Meines Erachtens ist es dringend 
geboten, den Bürgerinnen und 
Bürgern, die sich mit ihren per-
sönlichen Anliegen an die Bürger-
beauftragte wenden, einen ange-
messenen Vertrauensschutz zu 
garantieren. Die oftmals vorgetra-
genen besonderen und sensiblen 
Daten verbieten es, diese Dritten 
im Rahmen von Auskünften zu-
gänglich zu machen. Dazu wird 
auf die Regelung in § 6 Thüringer 
Bürgerbeauftragtengesetz (Thür-
BüBG) bezüglich der Verschwie-
genheitspflicht der Bürgerbeauf-
tragten hingewiesen. Bei den Bür-
geranliegen würde regelmäßig 
das schutzwürdige Interesse der 
Betroffenen dem Informationsin-
teresse eines Auskunftsersuchens 
überwiegen.
Andererseits unterstützt die Bür-
gerbeauftragte die Bürgerinnen 
und Bürger im Rahmen vorlie-
gender Anliegen bei der Wahr-
nehmung ihrer gesetzlichen Aus-
kunfts- und Einsichtsrechte, wie 
beispielsweise nach § 13 Satz 5 
Thüringer Kommunalabgaben-
gesetz. Dieses Recht bezieht sich 
nicht nur auf die Planungsunterla-
gen, es berechtigt darüber hinaus 
den Gebühren- und Beitragspflich-
tigen, die Kosten- und Aufwands-
rechnung einzusehen. Dies dient 
der Transparenz der Abgabener-
hebung.
Transparenz der Arbeit der Bürger-
beauftragten ist dadurch gegeben, 
dass gemäß § 1 Abs. 4 ThürBüBG 
die Bürgerbeauftragte monatlich 
schriftlich dem Petitionsausschuss 
des Thüringer Landtags über ihre 
Arbeit zu berichten hat. Weiter er-
stattet die Bürgerbeauftragte ge-
mäß § 5 ThürBüBG dem Landtag 
bis zum 31. März eines jeden Jah-
res einen schriftlichen Bericht 
über die Tätigkeit im vorausgegan-
genen Jahr. Dieser Bericht wird im 
Internet veröffentlicht und steht 
allen interessierten Bürgerinnen 
und Bürgern zu Verfügung.

Silvia Liebaug

Vertrauensschutz bei 
Bürgeranliegen

Webcam oder Video …

…, das ist die Frage, die sich vielen 
Kommunen nach wie vor stellt. 
Ungebrochen ist der Trend, kom-
munale öffentliche Plätze per Vi-
deokamera zu überwachen oder 
die Welt an deren Idylle im Inter-
net per Webcam teilhaben zu las-
sen. Besteht - so die höchstrichter-
liche Rechtsprechung - die Mög-
lichkeit einer Individualisierung 
der aufgenommenen Personen, 
etwa durch Datenverknüpfungs- 
oder Zoommöglichkeiten, ist für 
eine solche als Grundrechtsein-
griff zu qualifizierende Maßnah-
me eine Rechtsgrundlage erfor-
derlich, selbst wenn keine Spei-
cherung erfolgt. Für Videoaufnah-
men wird als Rechtsnorm der da-
tenschutzrechtlich bedenkliche    
§ 26 Abs. 1 Thüringer Ordnungs-
behördengesetz (ThürOBG) he-
rangezogen, wenn tatsächliche 
Anhaltspunkte für eine Gefähr-
dung der öffentlichen Sicherheit 
oder Ordnung bestehen. Auch die 
Datenverarbeitung mittels Web-
cam bedarf einer Rechtsgrund-
lage, wenn die Möglichkeit einer 
Personenindividualisierung be-
steht. Sollte eine Webcam mittels 
Zoomfunktion zugleich zu Über-
wachungszwecken eingesetzt 
werden können, scheitert eine 
Übermittlung der aufgenom-
menen Bilder via Internet auch in 
Drittstaaten ohne angemessenes 
Datenschutzniveau an den Vorga-
ben des § 23 Abs. 2 Thüringer Da-
tenschutzgesetz (ThürDSG). Zu-
dem ist die weltweite Übertra-
gung von individualisierbaren 
Passantenbildern zu Zwecken der 
Gefahrenabwehr nicht erforder-
lich. Die Heranziehung des Thür-
DSG selbst als Rechtsgrundla-
ge entfällt, da das Bundesverfas-
sungsgericht zur vergleichbaren 
bayerischen Rechtslage entschie-
den hat, dass die Vorschriften des 
allgemeinen Datenschutzrechts 
bei derartigen Maßnahmen von 
hoher Eingriffsintensität nicht 
hinreichend bestimmt genug 
sind (BVerfG v. 23.02.2007, Az: 1BvR 
2368/06). Auch § 6 b Bundesda-
tenschutzgesetz (Videoüberwa-
chung) wird durch das die öffent-
lichen Stellen des Landes erfas-
sende ThürDSG verdrängt (vgl. § 1 
Abs. 2 Bundesdatenschutzgesetz) 
und ist mithin nicht einschlägig.
Webcam-Aufnahmen sind da-
her auch von solchen öffentlichen 
Plätzen, auf denen die Rechts-
ordnung bereits verletzt oder ge-
fährdet wurde, nur ohne Indivi-
dualisierungsmöglichkeit daten-
schutzrechtlich unbedenklich.

Im Dezember 1957 saßen in 
DDR-Strafgefängnissen Hun-
derte Thüringer, die mittels 
DDR-Verfassung (Artikel 6) als 

„Boykotthetzer“ politisch ver-
urteilt waren. Im selben Mo-
nat trat ein Ergänzungsgesetz 
zum Strafgesetzbuch in Kraft, 
das neue Strafbestände ein-
führte und wiederum jährlich 
zu etwa 300-400 Polit-Urtei-
len gegen Thüringer führte.

Das Ergänzungsgesetz gab 
dem Polit-Strafrecht ein neues 
Gesicht, änderte aber nichts 
an den Grundfunktionen der 
Sicherung der SED-Alleinherr-
schaft, der Eliminierung von 
Pluralismus und Kritik, dem 
Schutze der neuen DDR-Funk-
tionärskaste und der inner-
deutschen Abschottung. 

Die wichtigsten Paragraphen 
ab 1958 waren:

§ 19 
„Staatsgefährdende Propagan-
da und Hetze“ – „gegen die Ar-
beiter-und-Bauern-Macht, ge-
gen ihre Organe, gegen ge-
sellschaftliche Organisationen 
oder gegen einen Bürger we-
gen seiner staatlichen oder ge-
sellschaftlichen Tätigkeit“.

§ 20 
„Staatsverleumdung“ mit Ge-
fängnis bis 2 Jahre, betreffs      

„1. Maßnahmen oder die Tätig-
keit staatlicher Einrichtungen 
oder gesellschaftlicher Organi-
sationen ..., 2. einen Bürger we-
gen seiner staatlichen oder ge-
sellschaftlichen Tätigkeit oder 
seiner Zugehörigkeit zu einer 
staatlichen Einrichtung oder 
gesellschaftlichen Organisa-
tion“.

§ 21 
„Verleitung zum Verlassen der 
DDR“ richtete sich gegen alle, 
die Fluchtwilligen Rat oder Hil-
festellung gaben. Grenzüber-
tritte waren bereits mittels 
DDR-Passgesetz 1954 strafbar.

Unter den derzeitigen Antrag-
stellern auf „Opferrente“ be-
finden sich Thüringer, die mit-
tels dieses Gesetzes aus ihrem 
Leben gerissen wurden, eine 
schwere Haftzeit durchmach-
ten und meist keine richtige 
Zukunftschancen mehr hatten. 

Vor genau 50 Jahren: 
DDR-Regierung erließ 
Polit-Strafrecht


